Drucksache VI/352 

Sachgebiet 111 


Beridit 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinsprudi des Josef Wenger, Saarbrük- 
ken, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 

— Az. 18/69 — 

Beriditerstatter: 

Abgeordneter Sdilee 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtlidie Entschei- 
dung treffen. 

Bonn, den 11, Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Schlee 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 18/69 — des 
Josef Wenger, Saarbrücken, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am. beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 30. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung seines Einspruchs beruft sich 
der Einspruchsführer auf das Grundgesetz, die 
Verfassung des Saarlandes und auf das Christ- 
liche Sittengesetz. 

Wie in seinem Wahleinspruch gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 5. Deutschen Bundestag (vgl. 
Drucksache V/376) vertritt der Einspruchsführer 
die Auffassung; „Nur 100^/oig vertrauenswürdige 
Bewerber dürfen sich zur Wahl stellen". Dieser 
seiner Forderung sei nicht Genüge getan. Dies 
gehe auch daraus hervor, daß z. B. an einigen 
Stellen im Bundesgebiet an Sonntagen mit Er- 
laubnis staatlicher Stellen Geld verdient werden 
dürfe. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüiüugsgesetzes (WPG )von der An- 


beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
worden, er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Aufgabe der Wahlprüfung ist es, festzustellen, ob 
durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
Ergebnis einer Bundestagswahl so berührt worden 
ist, daß diese Verletzung Einfluß auf die Mandats- 
verteilung hätte haben können [vgl. BundesVerfGE 
Bd. 4, 370 (372 f.)]. Dazu hat der Einspruchsführer 
jedoch keine nachprüfbaren Mängel gerügt. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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